
  04.09.2003 

www.ris.bka.gv.at  Seite 1 von 1 

Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

04.09.2003 

Geschäftszahl 

2000/09/0175 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 96/09/0006 E 18. März 1998 RS 3 

(hier: ohne den zweiten Satz) 

Stammrechtssatz 

Die Suspendierung eines Beamten gehört in die Reihe jener vorläufigen Maßnahmen, die in zahlreichen 
Verfahrensgesetzen vorgesehen sind, um einen Zustand vorübergehend zu ordnen, der endgültig erst auf Grund 
des im allgemeinen einen längeren Zeitraum beanspruchenden förmlichen Verfahrens geregelt wird, um dadurch 
Nachteile und Gefahren - insbesondere für das allgemeine Wohl - abzuwehren oder zu verhindern. Kommt nach 
der Lage des Einzelfalles die Möglichkeit der Verfügung einer Suspendierung in Betracht, gebieten die 
Rechtsgüter, zu deren Sicherung die Suspendierung vorgesehen ist, eine rasche Entscheidung darüber, ob die 
Voraussetzungen für ihre Verhängung gegeben sind oder nicht. Im Hinblick auf diese Funktion der 
Suspendierung können an die in der Begründung eines die Suspendierung verfügenden Bescheides 
darzulegenden Tatsachen, die den Verdacht einer Dienstpflichtverletzung begründen, keine übertriebenen 
Anforderungen gestellt werden. Ähnlich wie beim Einleitungsbeschluß (an den ebenfalls Rechtsfolgen geknüpft 
sind) muß das dem Beamten im Suspendierungsbescheid zur Last gelegte Verhalten, das als 
Dienstpflichtverletzung erachtet wurde, nur in groben Umrissen beschrieben werden. Die einzelnen Fakten 
müssen nicht bestimmt, das heißt in den für eine Subsumtion relevanten Einzelheiten beschrieben werden. In der 
Begründung des Suspendierungsbescheides ist darzulegen, warum sich nach dem geschilderten Verhalten der 
Verdacht einer die Suspendierung rechtfertigenden Dienstpflichtverletzung ergibt. 


